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Geſetz- Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 12. —— 


(Nr. 2698.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Belgarder Kreis— 
Obligationen zum Betrage von 83,500 Rthlr. Vom 27. Maͤrz 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. 


Nachdem von den Belgarder Kreisſtaͤnden die Aufbringung der, außer den 
bewilligten Staats⸗ und Provinzial⸗Zuſchuͤſſen erforderlichen Mittel zum Bau 
von Chauſſeen in dem genannten Kreiſe im Wege einer Anleihe beſchloſſen, 
dieſer Beſchluß von Uns genehmigt und bei Uns darauf angetragen worden 
iſt, daß der Kreis zu dieſem Behuf auf jeden Inhaber lautende, mit Zins⸗ 
ſcheinen verſehene Kreisobligationen im Betrage von 83,500 Rthlr., geſchrieben 
Drei und Achtzig Tauſend Fuͤnf Hundert Thalern, ausſtellen duͤrfe, ſo wollen 
Wir, da ſich bei dieſem Antrage weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der 
Schuldner etwas zu erinnern gefunden, in Gemaͤßheit des F. 2. des Geſetzes 
vom 17. Juni 1833., wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs: 
verpflichtung an jeden Inhaber enthalten, zur Ausſtellung von 167, geſchrieben 
Einhundert Sieben und Sechzig, Stuͤck Belgarder Kreisobligationen, eine jede 
zu 500 Rthlrn., geſchrieben Fuͤnf Hundert Thalern, welche nach dem anliegen⸗ 
den Schema unter Litt. A. No. 1— 167. auszuſtellen, mit drei vom Hundert 
5 jaͤhrlich zu verzinſen, und aus dem vom Kreiſe aufzubringenden Tilgungsfonds, 
nach der durch das Loos zu beſtimmenden Folge⸗Ordnung zu tilgen ſind, durch 
gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der recht⸗ 
lichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber diefer Obligationen die daraus 
hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu 
duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 8 i 
Durch vorftehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen, wird fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen in 
keinerlei Weiſe eine eee Seitens des Staats uͤbernommen. 
Gegeben Berlin, den 27. Maͤrz 1846. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
von Bodelſchwingh. Flottwell. 


Jahrgang 1846. (Nr. 2698.) 25 Bel⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 20. Mai 1846. 
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Belgarder Kreis-Obligationen. 


Lit. A. Em 


Rthlr. 500 Preuß. Kurant. 


Die ſtandiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Belgarder Kreiſes bekennt 
auf Grund des unter dem 6. Februar c. Allerhöchft beftätigten Kreistags⸗ 
beſchluſſes vom 28. Juli 1845. ſich Namens des Kreiſes durch dieſe für jeden 
Inhaber guͤltige Verſchreibung zu einer Schuld von 


„Fuͤnfhundert Thaler Preußiſch Kurant“ | 


nach dem Muͤnzfuße von 1764., welche gegen Leiſtungen für den Belgarder 
Kreis kontrahirt worden. 


„Die Bezahlung geſchieht allmaͤhlig aus einem zu dieſem Behuf gebilde— 
ten Tilgungsfonds von jaͤhrlich einem und einem halben Prozent des Kapitals. 
Die een Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird' durch das 
Loos beſtimmt. Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital nach der 
deshalb ergehenden oͤffentlichen Bekanntmachung zu entrichten iſt, wird es in 
jaͤhrlichen Terminen, von heute ab gerechnet, mit drei Prozent vom Hundert 
in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. — Die Aus bezahlung der Zinſen 
und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤckgabe der hiermit ausgegebenen Zins⸗ 
ſcheine und dieſer Schuld erſchrebung. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 

Belgard, den ten 1846. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Belgarder Kreiſe. 


Mit dieſen Obligationen ſind 5 Zinskupons 
von Nr. 1— 5. mit der Unterſchrift des hier⸗ 
unter verzeichneten Landraths ausgegeben, deren 
Ruͤckgabe bei früherer Einloͤſung des Kapitals 
mit der Schuldverſchreibung erfolgt, 


(Nr, 2699.) 
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(Nr. 2699.) Verordnung über die Befugniffe der Kreisſtaͤnde in der Rheinprovinz, Ausgaben . 
zu beſchließen und die Kreiseingeſeſſenen dadurch zu verpflichten. Vom ee eee gutt 


9. April 1840. REN 
* a 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von e 73 
Preußen ꝛc. ꝛc. fu m-, 


verordnen nach Anhoͤrung des Gutachtens Unſerer getreuen Staͤnde der Rhein⸗ 
Provinz, zur Ergaͤnzung der im H. 3. der Kreisordnung vom 13. Juli 1827. 
gegebenen Beſtimmungen, was folgt: 

* 

Die Kreisſtaͤnde find ermächtigt, zu nachſtehenden Zwecken, mit der Wir⸗ 
kung, daß die Kreiseingeſeſſenen dadurch verpflichtet werden, Ausgaben zu 
beſchließen: „3 

a) zu gemeinnuͤtzigen Einrichtungen und Anlagen, welche in den Intereſſen 
des geſammten Kreiſes beruhen; 
b) zur Beſeitigung eines Nothſtandes. 


$. 2. f 

Wenn die Kreiſe im Beſitz von Kreis-Kommunalfonds ſind, ſteht den 
Kreisftänden frei, zu den vorgedachten Zwecken uͤber die jaͤhrlichen Nutzungen 
derſelben, ſo wie uͤber die erſparten Revenuͤen aus den letzten fuͤnf Jahren zu 
disponiren; und beduͤrfen ſie dazu nur in ſofern der Genehmigung der Regie⸗ 
rung, als zur Ausführung ihrer desfallſigen Beſchluͤſſe deren Mitwirkung er⸗ 
forderlich iſt. Dieſe Dispoſitionsbefugniß erſtreckt ſich indeß nicht auf das 
Kapitalvermögen der Kreis-Kommunalfonds, zu welchen auch die Erſparniſſe 
aus früheren Perioden, wie die vorſtehend erwaͤhnte, gehören. 


$. 3, 

Sollen dagegen die Mittel zu Erreichung der im $. 1. erwähnten Zwecke 
durch Beiträge oder Leiſtungen der Kreiseingeſeſſenen beſchafft werden, To be⸗ 
darf ein hieruͤber gefaßter Beſchluß der Beſtaͤtigung der Regierung, die jedes- 
mal durch das Plenum derſelben zu ertheilen iſt. 


$. 4. 
g Zuwendungen fuͤr Unſer Kreisbeamten-Perſonale, fie mögen fih auf 
Gehaltszulagen, bauliche Einrichtungen oder ſonſtige Vortheile beziehen, und 
Zuſchuſſe zu den Buͤreaukoſten des Landraths können von den Kreisſtaͤnden 
überall nicht bewilligt werden. 


$. 5. 
Beſchluͤſſe uͤber Beitraͤge oder Leiſtungen der Kreiseingeſeſſenen ſind auf 


ſolche zu beſchränken, welche innerhalb der beiden naͤchſten Kalenderjahre, von 
(Nr. 2699.) 25 der 
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der Beſtaͤtigung des Beſchluſſes an gerechnet, aufgebracht werden, und duͤrfen 
ſolche zehn Prozent derjenigen Summe, welche der Kreis innerhalb dieſes Zeit- 
raums an direkten Steuern — einſchließlich der Mahl- und Schlachtſteuer — 
zu entrichten hat, nicht uͤberſteigen. 


$. 6. 


Ausnahmen von den vorſtehenden Beſtimmungen wollen Wir in einzelnen 
Faͤllen, wenn auf beſonderen Verhaͤltniſſen beruhende erhebliche Gruͤnde dafuͤr 
ſprechen, dahin geſtatten, daß dann 5 

a) auch über ſolche Einrichtungen und Anlagen Beſchluß gefaßt werden 
darf, bei denen nur ein Theil des Kreiſes, oder ein einzelner Stand 
intereſſirt iſt, imgleichen 

b) Dispoſitionen über das Kapital der Kreis-Kommunalfonds, fo wie 

c) Bewilligungen, welche über die Dauer von zwei Kalenderjahren hinaus- 
gehen, und endlich auch 5 
d) Bewilligungen, bei welchen die von den Kreiseingeſeſſenen aufzubringen- 
den Beiträge und Leiſtungen zehn Prozent des Hauptbetrages ſaͤmmt⸗ 
licher, im $. 5. erwähnten Steuern uͤberſteigen. 
Statt finden konnen, jedoch mit der Maaßgabe, daß dazu jederzeit Unſere aus- 
druͤckliche Genehmigung erforderlich fein ſoll, wobei Wir in dem sub a. vorge⸗ 
ſehenen Falle entſcheiden werden, ob die Koſten der Ausfuͤhrung des Beſchluſſes 
vom ganzen Kreiſe, oder dem betreffenden Theile oder Stande allein aufzu⸗ 
bringen ſind. 


$. 7. 


Bei jeder in Gemaͤßheit der Beſtimmungen dieſer Verordnung an die 
Kreisſtaͤnde zu bringenden Propoſition ſoll ein ausfuͤhrlicher Vorſchlag zu dem 
Beſchluſſe, welcher 

a) über den Zweck deſſelben, 

b) die Art der Ausfuͤhrung, 

c) die Summe der zu verwendenden Koſten und 

d) die Aufbringungsweiſe, 
das Noͤthige enthaͤlt, ausgearbeitet und ſowohl allen nach den Beſtimmungen 
sub A. und B. H. 4. der Kreisordnung und $$. 1. und 2. der Verordnung 
vom 26. März 1839. zur Führung einer Virilſtimme berechtigten Mitglie— 
dern des Kreistages, als den Buͤrgermeiſterei-Verſammlungen ſaͤmmtlicher, nach 
den Vorſchriften sub C. und P. daſelbſt ſtimmberechtigten Kommunen vier 
Wochen vor dem zur Berathung und Beſchlußnahme daruͤber anberaumten 
Termine in Abſchrift zugefertigt werden. Die Buͤrgermeiſterei-Verſammlungen 
find dabei aufzufordern, vor dieſem Termine ihre Gutachten über den Vor: 
ſchlag ſchriftlich abzugeben, welche demnaͤchſt auf dem Kreistage den verſam— 
melten Ständen vorzulegen find. ft eine auf dem Kreistage beſonders ver- 
tretene Stadt mit laͤndlichen Kommunen zu Einer Buͤrgermeiſterei vereinigt, ſo 
muß der Verſchlag auch dem Gemeinderathe dieſer Stadt mitgetheilt werden, 
um daruͤber ſein beſonderes Gutachten abzugeben. 8 8 


Pe 3 — 
H. 8. 


Zur Gültigkeit eines nach den Beſtimmungen dieſer Verordnung zu 
faſſenden Beſchluſſes fol überhaupt eine Stimmenmehrheit von zwei Dritteln 
der anweſenden Mitglieder des Kreistages erforderlich ſein; jedoch, wenn auch 
dieſe vorhanden ſein ſollte, ein Beſchluß fuͤr nicht zu Stande gekommen erach⸗ 
tet werden, ſofern die Kreisftände in Theile gegangen find und zwei Stände 
ſich gegen denſelben ausgeſprochen haben. Wenn nur ein Stand in der durch 
die Pts rung feſtgeſetzten Form eine abweichende Anſicht erklaͤrt hat, bleibt 
die Entſcheidung Unſeren Miniſtern des Innern und der Finanzen vorbehalten. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 9. April 1846. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. 
v. Bodelſchwingh. Graf zu Stolberg. Flottwell. Uhden. v. Canitz. 


(Nr. 2699-9700.) | (Nr. 2700.) 
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(Nr. 2700.) Verordnung, betreffend die Beitragspflicht zur Unterhaltung von Kirchen, 
Pfarr⸗ und Schulgebaͤuden in dem Markgrafthum Oberlauſitz. Vom 
11. April 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen dc. dc. 


verordnen zur Beſeitigung der Zweifel, welche in Unſerem Markgrafthum Ober⸗ 
lauſitz uͤber die Verpflichtung der Patrone und anderer Perſonen zur Unter⸗ 
haltung der Kirchen, Pfarr- und Schulgebaͤude obwalten, in Beruͤckſichtigung 
des einhelligen Antrages der Kommunalſtaͤnde der Oberlauſitz, und nach Ver⸗ 
nehmung Unſerer getreuen Stände der Provinz Schlefien, auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


1. 


In dem Markgrafthum Oberlauſitz ſollen fortan bei allen Kirchen-, 
Pfarr⸗ und Schulbauten die Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts Theil II. 
Titel 11. $$. 710. bis 756. zur Anwendung kommen, dieſe Vorſchriften auch 
bei Erwerbung und Unterhaltung der Begraͤbnißplaͤtze und der Kirchhofsmauern 
zur Richtſchnur dienen. 


$. 2. 


In allen diefen Fallen, insbeſondere alſo auch bei dem Bau und der 
Unterhaltung von Landkirchen, ſoll jedoch der Patron nur ein Drittel der in 
baarem Gelde zu entrichtenden Beitraͤge zu leiſten verpflichtet ſein. 


* 4. 


Bei abgeſchloſſenen Vertraͤgen und ergangenen rechtskraͤftigen Erkennt⸗ 
niſſen hat es auch ferner das Bewenden; auf oͤrtliche Gewohnheiten, welche 
über die vorgedachten Verpflichtungen ($$. 1. und 2.) beſtehen koͤnnten, ſoll 
dagegen nicht ferner zuruͤckgegangen werden. 


§. 4. 
Sind außer den Kirchenpatronen und Eingepfarrten auch noch andere 


Perſonen zu Beiträgen verpflichtet, jo wird durch das gegenwärtige Geſetz in 
der Beitragsverpflichtung dieſer Perſonen nichts geaͤndert. 
Ur⸗ 
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Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 11. April 1846. 
(. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 


Eichhorn. von Thile. 
von Boyen. Muͤhler. von Nagler. Rother. 
i delſchwingh. Graf zu Stolberg. Flottwell. 
ui iger, 20 210 39555 rh. von Canitz. 


Nr. 2701. 
(Nr. 2700-2701.) (Ir ) 
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(Nr. 2701.) Allerhoͤchſte Kabinets⸗Order vom 17. April 1846., betreffend die einſtweilige 
Entbindung des hieſigen Charité-Krankenhauſes und deſſen Neben-Inſtitute 
von der Aufſicht des Kuratoriums für die Krankenhaus- und Thierarzneis 
Schul⸗Angelegenheiten und die unmittelbare Unterordnung derſelben unter 
das Miniſterium der Medizinal-⸗Angelegenheiten. 


Ai Ihren Bericht vom 31ſten v. M. genehmige Ich, daß die Direktion des 
hieſigen Charité-Krankenhauſes und deſſen Neben⸗Inſtitute einſtweilen von der 
Aufficht des Kuratoriums für die Krankenhaus- und Thierarzneiſchul⸗Angele⸗ 
genheiten entbunden und dem Miniſterium der Medizinal⸗Angelegenheiten un⸗ 
mittelbar untergeordnet werde. Indem Ich die entgegenſtehenden Beſtimmungen 
des Regulativs vom 7. September 1830. (Geſetzſammlung Seite 133 ff.) hier⸗ 
durch außer Kraft ſetze, will Ich die dem genannten Kuratorium nach $. 7. 
jenes Regulativs zuſtehende Befugniß, von den ſtaͤdtiſchen Behörden und fon- 
ſtigen Kommunen die Kur- und Verpflegungskoſten fuͤr die ihnen angehoͤrigen, 
in die Charité aufgenommenen Kranken unmittelbar, mit Uebergehung der 
Kranken und deren alimentationspflichtiger Verwandten einzuziehen, der Charité— 
Direktion bis auf weitere Beſtimmung beilegen. Dieſer Mein Befehl iſt durch 
die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 17. April 1846. 
Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter, General der Infanterie von Boyen und Eichhorn. 


